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Beachte 

Abs. 1 ist auch auf Vorstandsbestellungen anzuwenden, die vor seinem Inkrafttreten erfolgt sind (vgl. § 
94e). 

Text 

Zweiter Abschnitt. 

Von dem Vorstande, dem Aufsichtsrathe und der Generalversammlung. 

§ 15. (1) Jede Genossenschaft muss einen von der Generalversammlung aus der Zahl der 
Genossenschafter oder deren vertretungsbefugter Organmitglieder zu wählenden Vorstand haben. Der 
Genossenschaftsvertrag kann statt dessen die Bestellung durch den Aufsichtsrat vorsehen. 

(2) Der Vorstand kann aus einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern bestehen, diese können 
besoldet oder unbesoldet sein. Das Bestellungsorgan kann ihre Bestellung jederzeit widerrufen, 
unbeschadet der Entschädigungsansprüche aus bestehenden Verträgen. 

(2a) Vorstandsmitglied darf nicht sein, wer von einem inländischen Gericht rechtskräftig zu einer 
mehr als sechsmonatigen Freiheitsstrafe verurteilt worden ist, sofern die Verurteilung ausschließlich oder 
auch wegen zumindest einer der folgenden strafbaren Handlungen erfolgt ist (Disqualifikation): Betrug 
(§ 146 StGB), Untreue (§ 153 StGB), Geschenkannahme durch Machthaber (§ 153a StGB), 
Förderungsmissbrauch (§ 153b StGB), Vorenthalten von Dienstnehmerbeiträgen zur Sozialversicherung 
(§ 153c StGB), Betrügerisches Anmelden zur Sozialversicherung oder Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse (§ 153d StGB), Organisierte Schwarzarbeit (§ 153e StGB), Betrügerische Krida (§ 156 
StGB), Schädigung fremder Gläubiger (§ 157 StGB), Begünstigung eines Gläubigers (§ 158 StGB), Grob 
fahrlässige Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen (§ 159 StGB), Unvertretbare Darstellung 
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wesentlicher Informationen über bestimmte Verbände (§ 163a StGB), Geldwäscherei (§ 165 StGB), 
Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Vergabeverfahren (§ 168b StGB), Ausgabenseitiger Betrug 
zum Nachteil der finanziellen Interessen der Europäischen Union (§ 168f StGB), Missbräuchliche 
Verwendung von Mitteln und Vermögenswerten zum Nachteil der finanziellen Interessen der 
Europäischen Union (§ 168g StGB), Abgabenbetrug (§ 39 FinStrG) oder Grenzüberschreitender 
Umsatzsteuerbetrug (§ 40 FinStrG). Die Rechtsfolge der Disqualifikation endet drei Jahre nach 
Rechtskraft der Verurteilung. 

(2b) Abs. 2a gilt auch für eine derartige Verurteilung wegen einer vergleichbaren strafbaren 
Handlung durch ein ausländisches Gericht. 

(2c) Ist oder wird ein Vorstandsmitglied nach Abs. 2a oder 2b disqualifiziert, so gilt § 16a Abs. 3 
GmbHG sinngemäß. 

(3) Sieht der Genossenschaftsvertrag die Bestellung des Vorstands durch den Aufsichtsrat vor und 
legt er für Vorstandsmitglieder jeweils eine Funktionsperiode fest, so kann er auch vorsehen, dass deren 
Bestellung vom Aufsichtsrat nur aus wichtigem Grund widerrufen werden kann. Ein in diesem Fall ohne 
Vorliegen eines wichtigen Grundes ausgesprochener Widerruf ist dennoch wirksam, solange nicht über 
seine Unwirksamkeit rechtskräftig entschieden ist. Die Generalversammlung kann die Entscheidung über 
den Widerruf der Bestellung auch bei einer solchen Satzungsregelung an sich ziehen und 
Vorstandsmitglieder ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes abberufen. 
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